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Als am 12. Juli Schüsse an der aser- 
baidschanisch-armenischen Grenze fie- 
len, richtete sich das mediale Interesse 
kurzzeitig auf die Konfliktregion Kau-
kasus. Bei den militärischen Ausein-
andersetzungen, die bis zum 23. Juli 
anhielten, starben auf aserbaidscha-
nischer Seite zwölf Menschen, darun-
ter ein General; vier Armenier*innen 
kamen zu Tode.1 Seither beschuldi-
gen sich beide Seiten gegenseitig, die 
Attacke begonnen zu haben. Nach 
armenischen Angaben hat ein aser-
baidschanischer Jeep versucht, den 
armenischen Grenzposten zu durch-
brechen, woraufhin die dort statio-
nierten Soldaten das Feuer eröffneten. 
Daraufhin habe der Jeep kehrtge-
macht, doch kurz danach hätten aser-
baidschanische Truppen versucht, den 
Posten einzunehmen. Dabei sei auch 
Artillerie zum Einsatz gekommen. Aus 
Aserbaidschan hieß es hingegen, die 
armenische Armee habe mit dem Be-
schuss begonnen, um aserbaidschani-
sche Stellungen einzunehmen. 

Immer wieder kommt es zwischen 
den ehemaligen Sowjetrepubliken zu 
Auseinandersetzungen um strategisch 
wichtige Anhöhen. Das Grenzgebiet 
zwischen beiden Ländern ist gebirgig 
und damit schwer zu kontrollieren. Zu-
dem weicht der faktische Grenzver-
lauf oft um mehrere Kilometer vom of-
fiziell festgelegten ab. Wer die aktuel-
le Eskalation zu verantworten hat, lässt 
sich mangels neutraler Beobachter*in-
nen kaum abschließend klären. Klar 
ist aber, dass auf den Zwischenfall die 

1	 Vgl. Major clashes on Armenia-Azerbaijan bor-
der: update, www.nkobserver.com, 13.7.2020.

heftigsten Kämpfe zwischen Armeni-
en und Aserbaidschan seit vier Jahren 
folgten: Im April 2016 waren im soge-
nannten Viertagekrieg schätzungs-
weise 200 Menschen getötet worden. 
Damals tobten die Kämpfe rund um 
die Region Berg-Karabach, die völker-
rechtlich zu Aserbaidschan gehört, je-
doch mehrheitlich von Armenier*in-
nen bewohnt wird. Seit 1994 wird sie 
komplett von der international nicht 
anerkannten Republik Arzach kon- 
trolliert – und damit faktisch von Arme-
nien. Der Streit um Berg-Karabach ist 
wie viele andere Konflikte im Kauka-
sus eine fatale Nachwirkung der sow- 
jetischen Nationalitätenpolitik und 
Hauptgrund für die seit über dreißig 
Jahren währende Feindschaft zwi-
schen beiden Ländern.2 Der Konflikt 
ist in beiden Gesellschaften mittler-
weile tief in das kollektive Gedächtnis 
eingedrungen und Teil der jeweiligen 
Staatsräson geworden. 

Schon ein Jahr bevor beide Staaten 
ihre Unabhängigkeit von Moskau zu-
rückerlangten, war es 1990 in Aser-
baidschan zu Pogromen an Arme-
nier*innen gekommen, denen 90 Men-
schen zum Opfer fielen. Die Haupt-
last an dem Konflikt hatte im folgen-
den dennoch Aserbaidschan zu tragen: 
Sämtliche Kriegshandlungen wurden 
ab 1991 allein auf dessen Territorium 
ausgetragen. Bis zum Waffenstillstand 
von 1994 unter Führung der Minsker 
Gruppe, der nicht zuletzt die USA, 
Frankreich und Russland angehören, 
verlor Aserbaidschan über 14 000 Qua-

2	 Vgl. Max Brandt, Armenien vs. Aserbaidschan: 
An der Schwelle zum Krieg, in: „Blätter“, 
6/2012, S. 32-35.
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dratkilometer seines Staatsgebietes. 
Nach Zahlen von 2018 sind bei Kämp-
fen und beidseitig verübten Massakern 
bis zu 40 500 Menschen getötet wor-
den, davon bis zu 15 500 Armenier*in-
nen und bis zu 25 000 Aserbaidscha-
ner*innen. In den 1990er Jahren wur-
den zudem mehrere hunderttausend 
Aserbaidschaner*innen aus Berg-Ka-
rabach vertrieben, die teilweise bis 
2008 in Flüchtlingslagern leben muss-
ten. Beobachter*innen sprechen daher 
von einer „ethnischen Säuberung“, die 
Armenien in Berg-Karabach durchge-
führt habe.3 

Dieser blutige Teil der Geschich-
te wird in Armenien – ebenso wie in 
Aserbaidschan – bis heute kaum auf-
gearbeitet. Dabei hatten die jüngs-
ten innenpolitischen Entwicklungen 
Hoffnung auf einen Wandel geweckt: 
Nikol Paschinjan, durch die samtene 
Revolution von 2018 an die Macht ge-
kommen, ist der erste Premierminis-
ter seit 1999, der weder aus Karabach 
kommt noch an den Kämpfen dort be-
teiligt war. 1998 musste der damalige 
Präsident Lewon Ter-Petrosjan zurück-
treten, weil er bereit war, Aserbaid-
schan auf Kosten Berg-Karabachs Zu-
geständnisse zu machen. Seine Nach-
folger Sersch Sargsjan und Robert Ko- 
tscharjan waren tief in die Kriegs-
handlungen verstrickt und am Massa-
ker von Chodschali beteiligt, bei dem 
nach aserbaidschanischen Angaben 
innerhalb von zwei Tagen 613 Zivi-
list*innen massakriert wurden.4 „Lei-
der hat sich schnell herausgestellt, 
dass der politische Preis für eine Ver-
änderung des Diskurses in Armenien 
sehr hoch ist und Paschinjan sein po-
litisches Kapital für andere Themen 
lieber eingesetzt hat“, erklärt Stefan 
Meister, Leiter des Regionalbüros Süd-
kaukasus der Heinrich-Böll-Stiftung.

3	 Eva-Maria Auch, Berg Karabach: Krieg um 
den „schwarzen Garten“, in: Marie-Carin von 
Gumppenberg und Udo Steinbach, Der Kau-
kasus, München 2018.

4	 Maximilian Riegel, Armenien: Der mühsame 
Weg in die Demokratie, in: „Blätter“, 10/2019, 
S. 29-32.

So führt Paschinjan den Prozess der 
Integration Berg-Karabachs in arme-
nisches Gebiet konsequent fort. „Sei-
ne Politik bildet keinen Bruch mit der 
Politik seiner Vorgänger. Der öffentli-
che Druck und der Druck der Opposi- 
tion auf ihn sind enorm, hier kann er 
sich keine Schwäche erlauben“, so 
Meister.5 

Verbale Aufrüstung

Sein aserbaidschanischer Kontrapart 
machte sich indessen Anfang Juli öf-
fentlich Luft. Vor Pressevertretern be-
zeichnete Präsident Ilham Alijew Ar-
menien als „faschistisch“ und „Land 
der Kriminellen, Diebe und Korrup-
ten“. Der Westen sei beeinflusst von ei-
ner „armenischen Lobby“. In Richtung 
der Minsker Gruppe sagte er: „Der Ver-
handlungsprozess bewegt sich nicht. 
Video-Konferenzen zwischen den Au-
ßenministern Armeniens und Aser-
baidschans sind bedeutungslos. Es soll 
nur zeigen, dass die Minsker Gruppe 
aktiv ist. Aber das ist sie nicht. Aktiv zu 
sein, heißt zu handeln.“6 

Derart harsch hatte Alijew die Dip-
lomaten der Minsker Gruppe zuletzt 
im Februar und März 2016 kritisiert 
– kurz bevor seine Truppen Armeni-
en angriffen. Doch Meister warnt vor 
voreiligen Schlüssen: „Alijew hat das 
Gefühl, nicht genug von der interna-
tionalen Gemeinschaft unterstützt zu 
werden, während Armenien Fakten 
schafft. Die Minsker Gruppe hat sich 
aus seiner Sicht in den letzten Jahren 
als ungeeignet herausgestellt, um Fort-
schritt zu schaffen. Dieses Interview 
hat sicher die Stimmung noch mal an-
geheizt, aber deshalb von einem Mus-
ter zu sprechen, ist reine Spekulation.“

Doch nicht nur der Präsident ging 
verbal in die Offensive. Einen Tag nach 

5	 Soweit nicht anders angegeben, stammen alle 
Zitate aus Gesprächen mit dem Autor.

6	 Joshua Kucera, Azerbaijani president calls 
into question negotiations with Armenia,  
www.eurasianet.org, 7.7.2020. 
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Beginn der jüngsten militärischen 
Auseinandersetzungen gab der aser-
baidschanische Botschafter in Mos-
kau, Polad Bulbuloglu, dem Radio-
sender „Goworit Moskwa“ ein bemer-
kenswertes Interview. Er räumte zwar 
nicht offen ein, dass Aserbaidschan 
das Scharmützel begonnen habe, er-
klärte aber, dies sei für ihn ein bedeu-
tungsloses Detail. Viel entscheiden-
der sei die Frage nach dem Warum: 
„Weil die Gebiete Aserbaidschans be-
setzt sind. Weil ausländische Einheiten 
sie mit Gewalt halten. [...] Solange die 
Gebiete Aserbaidschans besetzt sind, 
sind solche Vorfälle unausweichlich.“ 
Und weiter: „Verhandlungen können 
nicht um ihrer selbst willen geführt 
werden. Sie müssen Ergebnisse liefern. 
Wenn sie das nicht tun, dann sind mili-
tärische Aktionen selbstverständlich.“ 
Diese könnten auch in einen Krieg 
mit unabsehbaren Folgen für die gan-
ze Region münden. Damit wich Bul-
buloglu vom offiziellen aserbaidscha-
nischen Tenor ab, allein Armenien als 
Aggressor zu beschuldigen. Da das In-
terview auch auf einem regierungsna-
hen Nachrichtenportal veröffentlicht 
wurde, ist davon auszugehen, dass es 
gelesen werden sollte.7

In Teilen der Bevölkerung jedenfalls 
ist diese Botschaft auf offene Ohren 
gestoßen. So kam es am 14. Juli in der 
Hauptstadt Baku zur größten Demons-
tration seit Jahren. Aus einem Trauer-
marsch für die getöteten Soldaten ent-
wickelte sich eine spontane Kundge-
bung mit 30 000 Menschen, die zum 
Krieg gegen Armenien aufriefen.8 Da-
bei skandierten sie Slogans wie „Kara-
bach ist unser“, „Beende die Quarantä-
ne und beginne den Krieg“ und „Kara- 
bach oder Tod“. Auf die Straße gin-
gen vor allem junge Menschen, die den 
Krieg Anfang der 1990er Jahre nicht 
miterlebt haben. 

Für den Politikwissenschaftler Ru-
sif Husejnow, Direktor und Mitbegrün-

7	 Vgl. www.haqqin.az/news/183649, 13.7.2020.
8	 Vgl. Pro-war Azerbaijani protesters break into 

parliament, www.eurasianet.org, 15.7.2020. 

der des Thinktanks Topchubasov Cen-
ter in Baku, ist das ein Beleg, dass die 
aserbaidschanische Identifikation mit 
Berg-Karabach nicht von oben oktroy-
iert sei. Vielmehr gebe es eine Grass-
roots-Bewegung, die die kollektive 
Erinnerung erschafft: „Die Ressour-
cen und die Rhetorik der Regierung 
folgen diesen Gefühlen, dieser Iden-
titäts- und Mythenbildung und füh-
ren sie nicht an.“9 Das scheint nicht 
aus der Luft gegriffen, denn die mili-
tärische Eskalation fand mehrere hun-
dert Kilometer nördlich von Berg-Kara- 
bach statt, wurde aber sofort mit die-
sem Konflikt in Verbindung gebracht. 

Alijews Wahl-Farce

Zugleich nutzte die Regierung die 
Proteste, um missliebige Oppositions-
politiker*innen festnehmen zu las-
sen. Mehr als 70 Menschen wurden 
verhaftet, darunter auch unabhängi-
ge Journalist*innen.10 Dabei war der 
Opposition vor der vorgezogenen Par-
lamentswahl am 9. Februar noch eine 
ungeahnte Mobilisierung gelungen. 

Dies lag nicht zuletzt daran, dass 
der autokratisch regierende Alijew die 
Wahl in einem Moment der Schwä-
che ausrufen ließ: Schon vor der Coro-
na-Pandemie befand sich das Land in 
einer ökonomisch schwierigen Situa-
tion. „Alijew begreift, dass eine allge-
meine Unzufriedenheit über die all-
gegenwärtigen Restriktionen und die 
alte Garde, die das Land immer noch 
mit Sowjetmentalität regiert, um sich 
greift“, erklärt der Sozialwissenschaft-
ler Nikolaj Aserow.11 „Das alte Regie-
rungsmodell, das vor allem auf Stabili-
tät setzt, wirkt veraltet, vor allem, wenn 
man es mit den politischen Dynamiken 
in Georgien und Armenien vergleicht.“ 

9	 Vgl. www.facebook.com/rsf.hsynv, 15.7.2020.
10	Joshua Kucera, After huge Baku rally, Azer-

baijan rounds up usual suspects, www.eurasi-
anet.com, 17.7.2020.

11	Aserow heißt eigentlich anders, fürchtet je-
doch Repressionen des Regimes.
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Kurzzeitig war unter Oppositionel-
len wie in der Öffentlichkeit daher 
ein Hauch von Euphorie zu spüren. Es 
schien, als ob sich die autoritäre Re-
gierung nicht ohne Weiteres an die 
Macht klammern könne. Doch die 
Hoffnung zerschellte an den unglei-
chen Bedingungen im Wahlkampf: 
Einzig die Regierungspartei darf 
Wahlwerbung im öffentlichen Fern-
sehen senden. „Es gibt keine Debat-
ten zwischen den Kandidaten“, klagt 
Toğrul Iskenderli von der nationalli-
beralen Partei Republikanische Alter-
native. „Die einzigen Möglichkeiten, 
die wir haben, sind Social Media und 
direkte Gespräche.“ Die OSZE mel-
det zudem systematische Belästigun-
gen und sogar strafrechtliche Verfol-
gungen von Oppositionellen.12 Der 
SPD-Bundestagsabgeordnete Frank  
Schwabe, der als Wahlbeobachter für 
den Europarat vor Ort war, bezeich-
net die Wahl als „Farce“, die seine 
schlimmsten Befürchtungen übertrof-
fen habe. Am Ende fiel das Ergebnis 
aus wie immer: Als einziger Opposi-
tioneller schaffte Iskenderlis Partei-
kollege Erkin Gadirli den Sprung ins 
Parlament. Aserow macht das alles 
jedoch nicht nur aus demokratischer 
Sicht Sorgen, sondern auch mit Blick 
auf Berg-Karabach. „Es gibt die Angst, 
dass der Konflikt in westlichen Medi-
en als Krieg zwischen Demokratie und 
Diktatur dargestellt werden könnte.“ 

Segen aus Moskau und Ankara?

Zugleich jedoch wird der Konflikt nicht 
alleine zwischen den beiden Ländern 
ausgetragen: Armenien hat den russi-
schen Segen und Aserbaidschan steht 
der Türkei nicht nur auf sprachlicher 
und religiöser Ebene nahe. Nach dem 
Ende der Sowjetunion war die Türkei 
eines der ersten Länder, das Aserbaid-

12	Vgl. International Election Observation Missi-
on Page: Republic of Azerbaijan, Statement of 
Preliminary Findings and Conclusion, www.
osce.org.

schan anerkannte. Präsident Recep 
Tayyip Erdoğan folgte denn auch be-
reitwillig der aserbaidschanischen Ar-
gumentation und verurteilte Armenien 
aufs Schärfste: „Ich wünsche Allahs 
Gnade für unsere aserbaidschanischen 
Brüder. Wir sind besorgt, dass sich die 
Spannungen, die seit dem Einmarsch 
in Berg-Karabach in der Region herr-
schen, wegen der rücksichtslosen und 
systematischen Angriffe Armeniens 
in einen Konflikt verwandeln könn-
ten.“13 Russland hielt sich dagegen ver-
gleichsweise zurück. Der Kreml brach-
te lediglich seine ernsten Bedenken 
zum Ausdruck, und Außenminister 
Sergej Lawrow versuchte, telefonisch 
zwischen beiden Seiten zu vermitteln. 

Trotz der öffentlichen Zurückhal-
tung Moskaus stellt sich eine bange 
Frage: Bahnt sich hier ein neuer Stell-
vertreterkrieg zwischen Russland und 
der Türkei an? In Syrien und Libyen 
vertreten beide Länder bereits gegen-
sätzliche Interessen. Zwar erscheint es 
unwahrscheinlich, dass Russland an 
seiner östlichen Flanke einen Krieg 
ausbrechen lässt, doch wird der Kreml 
der Türkei auch keinen Machtgewinn 
zugestehen wollen. Noch hält sich Er-
doğan vergleichsweise bedeckt, um 
Russland nicht herauszufordern, selbst 
wenn die Türkei anscheinend Drohnen 
an Aserbaidschan geliefert hat. Stefan 
Meister von der Böll-Stiftung erwar-
tet daher, dass sich Moskau und Anka-
ra abstimmen und ihre gegenseitigen 
Interessen ausloten werden. Mehr En-
gagement wünscht er sich von der EU 
und der internationalen Gemeinschaft. 
Sie würden die Lage unterschätzen und 
Moskau damit die Möglichkeit geben, 
den Konflikt zu instrumentalisieren. 

Eine diplomatische Lösung rückt da-
durch in weite Ferne. Damit aber bleibt 
die Bedrohung im Raum: Der schwe-
lende Konflikt könnte sich früher oder 
später zu einem offenen Krieg aus-
wachsen. 

13	Vgl. „Turkey will never hesitate to stand 
against any attack on the rights of Azerbaijan“, 
www.tccb.gov.tr/en, 14.7.2020.


